
RICHTLINIEN 

 

ÜBER DIE BEHANDLUNG VON MINDERJÄHRIGEN UND SCHUTZBEDÜRFTIGEN 
ERWACHSENEN DURCH DEN KLERUS DER KATHOLISCHEN KIRCHE, DIE MITGLIEDER DER 
INSTITUTE DES GEWEIHTEN LEBENS ODER DER GESELLSCHAFTEN DES APOSTOLISCHEN 

LEBENS UND ANDERE PERSONEN IM KIRCHLICHEN DIENST 

1. EINFÜHRUNG 

1.1 Die Kirche ist der festen Überzeugung, dass jeder Mensch nach dem Bild und Gleichnis 
Gottes geschaffen wurde und daher von unschätzbarem Wert ist. Der sexuelle Missbrauch 
eines jeden Menschen, insbesondere aber von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen, "beleidigt unseren Herrn, fügt den Opfern körperlichen, seelischen und 
geistigen Schaden zu und verwundet die Gemeinschaft der Gläubigen". Der Herr Jesus selbst 
warnt in der Heiligen Schrift unmissverständlich davor, dass jeder Angriff auf die Reinheit 
von Minderjährigen und schutzbedürftigen Personen ein Verbrechen von äußerster Schwere 
ist. Aus diesem Grund betrachtet die gesamte Kirche den Schutz von Minderjährigen und 
gefährdeten Erwachsenen vor sexueller Ausbeutung als einen besonders wichtigen Teil ihres 
Auftrags. 

1.2 Der Klerus der katholischen Kirche, die Mitglieder der Institute des geweihten Lebens 
oder der Gesellschaften des apostolischen Lebens und andere Personen im kirchlichen 
Dienst, die mit Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen arbeiten, sind 
verpflichtet, die folgenden Richtlinien ("Richtlinien") zu beachten und zu befolgen. Diese 
Leitlinien sollen die Seelsorge nicht erschweren, geschweige denn verhindern, sondern dazu 
beitragen, gute Beziehungen zu Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen zu 
pflegen und eine angemessene Seelsorge zu gewährleisten. 

1. 3 Diese Leitlinien richten sich an Geistliche, die in der katholischen Kirche mit 
Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen arbeiten, an Mitglieder von Instituten 
des geweihten Lebens oder Gesellschaften des apostolischen Lebens sowie an andere 
Personen, die in der Kirche tätig sind, soll die Sicherheit von Minderjährigen und 
schutzbedürftigen Erwachsenen gewährleisten, diejenigen bestrafen, die solche Straftaten 
begehen, und Kleriker, Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder von 
Gesellschaften des apostolischen Lebens und andere Personen, die in der Kirche dienen, vor 
ungerechtfertigter Diskreditierung schützen. 

 

2. VERWEIS AUF DIE ARTIKEL 3 UND 19 DES ÜBEREINKOMMENS DER VEREINTEN 
NATIONEN ÜBER DIE RECHTE DES KINDES 

Sowohl der Heilige Stuhl als auch die Republik Litauen sind Unterzeichner des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes. Zum Schutz von 
Minderjährigen vor sexueller Ausbeutung werden auch die Artikel 3 und 19 des 
Übereinkommens herangezogen: 



"Artikel 3 

(1) Das Wohl des Kindes ist bei allen das Kind betreffenden Maßnahmen öffentlicher oder 
privater Träger der sozialen Fürsorge, der Gerichte, der Verwaltung oder des Gesetzgebers 
vorrangig zu berücksichtigen. 

Artikel 19 

1. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten rechtlichen, administrativen, sozialen und 
erzieherischen Maßnahmen, um das Kind vor jeder Form von körperlicher oder seelischer 
Gewalt, Mißhandlung oder Ausbeutung, Vernachlässigung oder nachlässiger Behandlung, 
Mißhandlung oder Ausbeutung, einschließlich des sexuellen Mißbrauchs, zu schützen, der 
das Kind ausgesetzt sein kann, sei es durch seine Eltern, seinen Vormund oder eine andere 
Person, die das Sorgerecht für das Kind hat. 

2. Zu diesen Schutzmaßnahmen können gegebenenfalls wirksame soziale Programme zur 
Unterstützung des Kindes und der Personen, die es betreuen, sowie zur Aufdeckung, 
Meldung, Überweisung, Untersuchung, Behandlung und Ergreifung anderer Maßnahmen in 
Fällen von Kindesmissbrauch und, falls erforderlich, zur Einleitung von Strafverfahren 
gehören." 

 

3. DIE ROLLE DER KATHOLISCHEN KIRCHE 

3.1 Die Seelsorge an Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen ist ein wichtiger 
Bestandteil des kirchlichen Dienstes der Evangelisierung. Die katholische Kirche ist darüber 
besorgt: 

3.1.1 alle Kinder, Jugendlichen und schutzbedürftigen Erwachsenen in diesem pastoralen 
Dienst in einer respektvollen Weise erzogen werden; 

3.1.2 alle Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen vor Angriffen auf ihre 
Keuschheit, sexuellem Missbrauch und Gewalt geschützt werden; 

3.1.3 die Räume, in denen diese Seelsorge stattfindet, vor sexuellem Missbrauch und Gewalt 
sicher sind und alle, die in der Kirche mit Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen arbeiten, gut über die Möglichkeiten informiert sind, wie sie diese 
Personengruppen vor den in den Leitlinien genannten Gefahren schützen können. 

3.1.4 Es wird ein Geist des Dienens und der Verantwortung gepflegt und gefördert, in dem 
Liebe und Engagement für die Wahrheit Offenheit und die Offenlegung möglicher Verstöße 
gewährleisten. 

3.2 Beim Schutz von Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen vor Angriffen auf 
ihre Keuschheit, vor sexuellem Missbrauch und Gewalt ist es wichtig, die unveränderliche 
Lehre der Kirche zu bekräftigen, insbesondere die Aspekte, die in der Einleitung zu diesen 
Leitlinien dargelegt sind. 

3.3 Die katholische Kirche: 



3.3.1 in Übereinstimmung mit den folgenden Verfahren für eine sichere Einstellung und 
Beschäftigung alle Personen, die mit Verantwortlichkeiten und Pflichten in der Kirche 
betraut sind, sorgfältig auswählt und schult; 

3.3.2 reagiert gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinien auf jede Beschwerde über 
unzulässiges Verhalten von Mitgliedern des Klerus, Mitgliedern von Instituten des geweihten 
Lebens oder Gesellschaften des apostolischen Lebens und anderen Personen im Dienst der 
Kirche; 

3.3.3 durch aufmerksames Zuhören bei Personen, die Missbrauch oder Gewalt erlitten 
haben, und durch das Bemühen, ihnen die seelsorgerische, psychologische, medizinische 
und sonstige Hilfe zukommen zu lassen, die sie benötigen; 

3.3.4 dafür zu sorgen, dass der Täter die ihm gebührende Gerechtigkeit erfährt; 

3.3.5 bemüht sich, jedem Mitglied der kirchlichen Gemeinschaft, von dem bekannt ist, dass 
es einen Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen missbraucht hat, 
seelsorgerischen Beistand oder gegebenenfalls andere notwendige Hilfe zu leisten; 

3.3.6 alle diese Grundsätze in Übereinstimmung mit diesen Leitlinien, dem staatlichen Recht 
und der anerkannten guten Praxis umsetzen. 

3.4 Die Gewährleistung der Sicherheit von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen ist eine der wichtigsten Aufgaben aller Gesellschaften. Die katholische Kirche 
setzt sich für ihre Sicherheit und für eine gute Organisation der Prävention ein. Die Päpste 
Johannes Paul II., Benedikt XVI. und Franziskus haben angesichts der in den letzten 
Jahrzehnten entstandenen Situation alle Mitglieder der Kirche und der von ihr geschaffenen 
Institutionen aufgerufen, auf eine persönliche und institutionelle Umkehr hinzuarbeiten, ein 
sicheres Umfeld und eine Kultur der Kommunikation zu schaffen, und schutzbedürftige 
Erwachsene, rief dazu auf, geduldig daran zu arbeiten, das Vertrauen der Gesellschaft und 
der Gläubigen in die Fähigkeit der kirchlichen Einrichtungen und derer, die in ihnen arbeiten, 
zurückzugewinnen, ein sicheres Umfeld für alle Personengruppen zu schaffen. 

3.5 Ein sehr wichtiger Grundsatz der Weltkirche besteht darin, dass dem Beschwerdeführer, 
dem Rechtssuchenden, dem Opfer, Vorrang vor der Wahrung des Ansehens der Institution 
eingeräumt wird. Um Minderjährige und schutzbedürftige Erwachsene zu schützen, müssen 
Geistliche, Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften des 
apostolischen Lebens und andere Personen, die in der Kirche dienen, in der Lage sein, 
verdächtige Fälle zu erkennen und zu melden, damit alle Berichte oder Beschwerden auf 
transparente Weise untersucht und mit Integrität behandelt werden können. Dem 
Beschwerdeführer müssen bei der Untersuchung des Falles Respekt, Vertrauen, Mitgefühl 
und Wohlwollen entgegengebracht werden.  Jede von dem Fall betroffene Gemeinschaft 
muss ebenfalls betreut werden.  

3.6 Bei der Reaktion auf mögliche Straftaten gegen Minderjährige und schutzbedürftige 
Erwachsene richtet sich die Kirche nach dem Kirchenrecht und den Gesetzen der Republik 
Litauen. 



 

4. GEBIET UND STRUKTUREN, WOBEI DIE FOLGENDEN LEITLINIEN GELTEN 

4.1 Diese Richtlinien gelten für die Strukturen der katholischen Kirche, die auf dem gesamten 
Gebiet der Republik Litauen tätig sind, und für alle Personen, die in der katholischen Kirche 
dienen, mit Ausnahme der in Abschnitt 4 dieses Kapitels vorgesehenen Fälle. 

4.2 Nachdem sie die vorliegenden Richtlinien gelesen haben, müssen Kleriker, Mitglieder von 
Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften des apostolischen Lebens und andere 
Personen, die in der Kirche dienen, die Verpflichtung ausfüllen und mit ihrer Unterschrift 
bestätigen, dass sie alle Bestimmungen der vorliegenden Richtlinien F. 1/20 (Anhang 1) 
einhalten. 

4.3 Die Verpflichtung zur Einhaltung der Bestimmungen dieser Richtlinien für Kleriker, 
Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften des apostolischen 
Lebens und andere Personen im Dienst der Kirche bleibt in Kraft, solange sie Kleriker, 
Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften des apostolischen 
Lebens oder Personen im Dienst der Kirche sind. Die Behandlung von Minderjährigen und 
schutzbedürftigen Erwachsenen durch Geistliche, die zu den Laien übergetreten sind, von 
Personen, die ihre Mitgliedschaft in einem Institut des geweihten Lebens oder einer 
Gesellschaft des apostolischen Lebens beendet haben (oder aus diesen ausgeschlossen 
wurden oder aus ihnen ausgetreten sind), und von Personen, die ihren Dienst in der Kirche 
beendet haben, wird weiterhin durch die entsprechenden Gesetze der Republik Litauen 
geregelt. 

4.4 Institute des gottgeweihten Lebens oder Gesellschaften des apostolischen Lebens, die in 
der Republik Litauen tätig sind, können sich an den Richtlinien für den Schutz von 
Minderjährigen und gefährdeten Erwachsenen orientieren, die von den zuständigen 
Behörden dieser Institute oder Gesellschaften genehmigt wurden, oder an diesen 
Richtlinien, die an ihr Institut des gottgeweihten Lebens oder ihre Gesellschaft des 
apostolischen Lebens angepasst und vom Oberen des Instituts oder der Gesellschaft 
genehmigt wurden. 

 

5. AUSWAHL VON KANDIDATEN FÜR DEN DIENST IN DER KIRCHE 

5.1 Im Interesse der Sicherheit von Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen 
treffen alle Strukturen der katholischen Kirche eine sorgfältige Auswahl der Kandidaten für 
den Dienst in der Kirche. 

5.2 Die Grundsätze und spezifischen Verfahren für die Auswahl und Zulassung von 
Bewerbern zu den Priesterseminaren in der Republik Litauen sind in Kapitel VII des 
Reglements über die Priesterausbildung in Litauen (Ratio institutionis sacerdotalis pro 
Lithuania) (2021) (im Folgenden "Reglement" genannt) unter der Überschrift "Kriterien und 
Normen" detailliert geregelt. 



5.3 Wie in Kapitel VII der Ordnung vorgesehen, werden die Studenten der Seminare in der 
Republik Litauen im Rahmen eines speziellen Seminars in die vorliegenden Richtlinien 
eingeführt; anschließend werden die Kenntnisse der Teilnehmer dieses Seminars durch eine 
Bewertung geprüft. 

5.4 Bei der Aufnahme von Postulanten (Postulanten) in Institute des geweihten Lebens 
diözesanen Rechts oder in Gesellschaften des apostolischen Lebens wird eine psychologische 
Beurteilung der Persönlichkeit der Postulanten (Postulanten) durchgeführt. Der 
Ortsordinarius oder sein Beauftragter legt fest, in welcher Form, zu welchem Zeitpunkt und 
an welchem Ort diese psychologische Persönlichkeitsbeurteilung der Postulanten 
(Postulanten) durchgeführt wird. 

5.5 Für Postulanten (Postulanten) oder Novizen (Novizen) der diözesanen Institute des 
geweihten Lebens oder der Gesellschaften des apostolischen Lebens, die von einem Institut 
des geweihten Lebens oder einer Gesellschaft des apostolischen Lebens in ein anderes 
Institut wechseln wollen, gelten die gleichen Voraussetzungen wie für Seminaristen (vgl. 
Abschnitt VII der Ordnung). 

5.6 Zum Zeitpunkt der Zulassung zu einer Beschäftigung oder zu einem anderen bezahlten 
oder unbezahlten Dienst in der Kirche, der keinen direkten und regelmäßigen Kontakt mit 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen beinhaltet, müssen die Kandidaten die 
Erklärung F.2/20 (Anhang 2) ausfüllen. 

5.7 Zum Zeitpunkt der Aufnahme einer Beschäftigung oder eines anderen bezahlten oder 
unbezahlten Dienstes in der Kirche, der direkten und regelmäßigen Kontakt mit 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen beinhaltet: 

5.7.1 Die Person, die beabsichtigt, mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
zu arbeiten oder als Freiwilliger zu arbeiten, muss dem Arbeitgeber eine gesetzlich 
vorgeschriebene Erklärung vorlegen, dass sie nicht wegen Straftaten im Zusammenhang mit 
der Ausbeutung von Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen verurteilt wurde; 

5.7.2 alle Geistlichen, Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften 
des apostolischen Lebens und andere Personen, die im Dienst der Kirche stehen, werden 
durch eine unterzeichnete Erklärung auf diese Richtlinien aufmerksam gemacht, bevor sie 
eine Aufgabe übernehmen, die einen direkten und regelmäßigen Kontakt mit 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen beinhaltet. 

 

6. BILDUNG UND AUSBILDUNG 

6.1 Die menschliche und geistliche Ausbildung der Priesteramtskandidaten wird durch die 
Vorschriften und die vorliegenden Richtlinien geregelt, die der Postulanten und Novizen der 
Institute des geweihten Lebens oder der Gesellschaften des apostolischen Lebens durch die 
jeweiligen Institute des geweihten Lebens oder der Gesellschaften des apostolischen Lebens. 
Ein fester Bestandteil der Ausbildung von Priesteramtskandidaten, Postulanten und Novizen 
ist die Einführung in die Vorbeugung von sexuellem Missbrauch und in den Schaden, den 



sexueller Missbrauch nicht nur für die Opfer, sondern auch für die Familien und 
Gemeinschaften verursacht. Er lehrt, wie man die Anzeichen von sexuellem Missbrauch 
erkennt, wie man Opfern von sexuellem Missbrauch sowie Personen, die des sexuellen 
Missbrauchs verdächtigt oder beschuldigt werden, seelsorgerisch zur Seite steht und wie 
man ein sicheres Umfeld schafft. Während dieser Ausbildung werden 
Priesteramtskandidaten, Postulanten und Novizen auch auf die Verantwortung für das 
Verbrechen des sexuellen Missbrauchs nach den Gesetzen der Kirche und der Republik 
Litauen hingewiesen. 

6.2 Alle Geistlichen, Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder von Gesellschaften 
des apostolischen Lebens sowie andere Personen im Dienst der Kirche, die in Tätigkeiten 
tätig sind, die einen direkten und regelmäßigen Kontakt mit Minderjährigen und 
schutzbedürftigen Erwachsenen beinhalten, sind verpflichtet, einen Kurs zur Prävention von 
sexuellem Missbrauch zu absolvieren. 

6.3 Die Kirche verpflichtet sich zur ständigen Weiterbildung des Klerus, der Mitglieder der 
Institute des geweihten Lebens oder der Gesellschaften des apostolischen Lebens und 
anderer Personen, die einen pastoralen Dienst in der Kirche ausüben, indem sie sie an die 
verschiedenen Aspekte des sexuellen Missbrauchs erinnert, sie auf gute Praktiken 
aufmerksam macht usw. 

 

7. SICHERE UMGEBUNG 

7.1 Kleriker, Mitglieder von Instituten des geweihten Lebens oder Gesellschaften des 
apostolischen Lebens und andere Personen, die in der Kirche dienen, haben die Pflicht, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um eine Kultur der respektvollen und sicheren 
Kommunikation zu schaffen, d.h. Beziehungen und ein Umfeld, in dem die Schwächeren 
sicher sind. Um ein sicheres Umfeld zu schaffen, ist es wichtig, die Grenzen des 
angemessenen menschlichen Verhaltens zu definieren, zu lernen, wie man riskantes 
Verhalten und Anzeichen von Gewalt erkennt, und rechtzeitig und angemessen zu reagieren, 
um die mögliche sexuelle Ausbeutung von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen zu verhindern (sich darüber im Klaren zu sein, wem man wann Meldung 
erstatten muss, verdächtige Fälle wirksam zu untersuchen usw.). Wo und soweit dies 
möglich ist, müssen die Räume entsprechend angepasst werden (Architektur der Gebäude, 
Raumaufteilung, Einbau von transparenten Türen usw.). 

7.2 Die folgenden Verhaltensgrundsätze sind wichtig für die Schaffung eines sicheren 
Umfelds: 

7.2.1 Keuschheit - die Beherrschung und Ausübung des sexuellen Verlangens in 
Übereinstimmung mit der Vernunft und dem Glauben, in Übereinstimmung mit dem 
gewählten Lebensstil und der Berufung sowie die ständige Entschlossenheit, allein oder mit 
anderen alle Gedanken, Worte oder Handlungen zu vermeiden, die zu sexueller Befriedigung 
oder Erregung außerhalb des ehelichen Lebens führen; 



7.2.2 Achtung der Würde der Person - Anerkennung des ihr innewohnenden Wertes und 
ihrer Freiheit und Behandlung der Person nicht als bloßes Mittel zum Zweck. Die Würde des 
Menschen ergibt sich aus seiner Erschaffung als Ebenbild Gottes; 

7.2.3 Vernunft - die Einstellung und Fähigkeit, in einer bestimmten Situation das Gute und 
Richtige zu wählen; 

7.2.4 Verantwortung: Die kirchliche Seelsorge an Minderjährigen ist auf deren menschliche 
und geistliche Reife ausgerichtet. Jede Person, die sich ihrer besonderen Verantwortung bei 
der Arbeit mit Minderjährigen bewusst ist, ist verpflichtet, ein angemessenes Umfeld und 
einen angemessenen Raum zu schaffen, in dem der vollständige Schutz von Minderjährigen 
gewährleistet werden kann; 

7.2.5 Besonnenheit - die Fähigkeit, alle relevanten Umstände zu berücksichtigen, Intrigen 
und Eile zu vermeiden und in einem christlichen Geist angemessen zu handeln, auch in 
Situationen, die in diesen Leitlinien nicht beschrieben oder genannt werden. 

7.3 Die Kleriker, die Mitglieder der Institute des geweihten Lebens oder der Gesellschaften 
des apostolischen Lebens und die anderen Personen, die im Dienst der Kirche stehen, 
müssen durch ihre Unterschrift über die vorliegenden Richtlinien informiert werden, sie 
kennen und sich verpflichten, sie zu beachten. 

7.4 Die Katholische Kirche in Litauen sorgt dafür, dass diese Leitlinien veröffentlicht werden 
und für alle zugänglich sind. 

7.5 Strafrechtliches Verhalten (kirchliche und strafrechtliche Vergehen): 

7.5.1 Fotografieren oder Filmen des nackten Körpers eines Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen; 

7.5.2 Besitz von pornografischen Inhalten, auf denen Minderjährige oder schutzbedürftige 
Erwachsene abgebildet sind. Es ist verboten, Minderjährige oder schutzbedürftige 
Erwachsene zu erwerben oder ihnen dabei zu helfen, pornografisches Material zu erwerben, 
online zu beschaffen oder anderweitig darauf zuzugreifen; 

7.5.3 Aufforderung an einen Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
(Aufforderung an einen Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen, sich zum 
Zwecke des Geschlechtsverkehrs oder anderer sexueller Befriedigung oder der Ausbeutung 
für pornografische Zwecke zu treffen (einschließlich aller Kommunikationsmittel); 

7.5.4 die Beteiligung eines Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen an einer 
Veranstaltung mit pornografischem Charakter; 

7.5.5 Ausbeutung eines Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen für 
pornografische Zwecke; 

7.5.6 das Berühren oder andere körperliche Berührungen des Körpers eines Minderjährigen 
oder eines schutzbedürftigen Erwachsenen mit dem Ziel des Geschlechtsverkehrs oder 
anderer sexueller Befriedigung oder der Ausbeutung für pornografische Zwecke; 



7.5.7 Grooming (Verleitung eines Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen zu 
sexueller Erregung); 

7.5.8 Exhibitionismus (Zurschaustellung der eigenen Genitalien) in Anwesenheit eines 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen; 

7.5.9 die Befriedigung sexueller Neigungen mit einem Minderjährigen oder einem 
schutzbedürftigen Erwachsenen (Stimulierung sexueller Erregung durch Ausnutzung eines 
Minderjährigen oder eines schutzbedürftigen Erwachsenen); 

7.5.10 Geschlechtsverkehr mit einem Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen; 

7.5.11 Nötigung zum Geschlechtsverkehr; 

7.5.12 Vergewaltigung; 

7.5.13 psychische und physische Gewalt gegen Minderjährige oder schutzbedürftige 
Erwachsene; 

7.5.14 die Anwendung von körperlicher Züchtigung zur Disziplinierung und Korrektur des 
Verhaltens von Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen; 

7.5.15 andere Sexualstraftaten gegen Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene, die 
im Kirchenrecht und in den Gesetzen der Republik Litauen vorgesehen sind. 

7.6 Unzulässiges Verhalten (Verbotsnormen): 

7.6.1 Verbotenes Verhalten, das mit der Keuschheit und der Achtung der persönlichen 
Würde unvereinbar ist; 

7.6.2 Es ist strengstens untersagt, ein Bett, einen Schlafsack, ein Zelt usw. mit einem 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen zu teilen; 

7.6.3 Es ist strengstens untersagt, pornografisches Material in Räumlichkeiten 
aufzubewahren, die für die Arbeit mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
genutzt werden; 

7.6.4 Es ist strengstens untersagt, in der Seelsorge an Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen alkoholische Getränke oder Rauschmittel zu konsumieren 
oder diese Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen anzubieten; 

7.6.5 Es ist verboten, Minderjährigen erotisches Material in physischen Medien, gedruckten 
Veröffentlichungen, im Internet (einschließlich sozialer Netzwerke) usw. zur Verfügung zu 
stellen; 

7.6.6 Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene, die nicht in der Lage sind, ihr 
eigenes Handeln zu verstehen, dürfen Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen, 
die nicht in der Lage sind, ihr eigenes Handeln zu verstehen, nicht dabei helfen, Alkohol, 
Zigaretten oder andere berauschende Substanzen zu erwerben oder zu konsumieren; 

7.6.7 Es ist verboten, sich vor Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen nackt 
auszuziehen; 



7.6.8 Es ist verboten, Fotos oder Videos von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen in Situationen zu machen, die ihre Ehre oder Würde verletzen, und solche 
Bilder zu verbreiten; 

7.6.9 Es ist nicht gestattet, Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene ohne die 
schriftliche oder ausdrückliche mündliche Zustimmung ihrer Eltern oder 
Erziehungsberechtigten oder ohne Begleitung anderer Personen allein zu befördern (außer 
im Falle notwendiger Hilfeleistungen); 

7.6.10 sich nicht allein und ohne Wissen einer anderen Person in Wohnungen, 
geschlossenen Räumen und Autos aufzuhalten (außer in Fällen notwendiger Hilfeleistung), 
es sei denn, diese Räume sind unmittelbar für die Ausübung des pastoralen Dienstes und nur 
für die Dauer dieses Dienstes bestimmt, z.B. ein Beichtzimmer für ein geistliches Gespräch 
oder eine Beichte; 

7.6.11 Ein Minderjähriger darf weder im Pfarrhaus noch in der Privatwohnung des Priesters 
wohnen oder schlafen, es sei denn, es handelt sich um nahe Verwandte des Priesters (d.h. 
Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie (Geschwister)); 

7.6.12 Die Verwendung obszöner Sprache, die Erörterung und Behandlung obszöner 
Themen, obszöne Witze, die Vorführung von Filmen, die nicht für Minderjährige bestimmt 
sind, und die Verwendung von Computerspielen sind bei der Arbeit mit Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen nicht gestattet. Erotisches Material, Filme, die nicht für 
Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene bestimmt sind, oder Computerspiele sind 
in den Räumlichkeiten, in denen mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
gearbeitet wird, nicht erlaubt; 

7.6.13 die Verwendung obszöner oder herabwürdigender Sprache in Gegenwart von 
Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen; 

7.6.14 Die Erörterung von Fragen der Sexualität mit Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen ist nicht gestattet, es sei denn, eine solche Erörterung ist aufgrund 
seelsorgerischer Umstände unvermeidlich oder im Lehrplan von Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen, die auf diese Gruppen zugeschnitten sind, vorgesehen; 

7.6.15 Es ist nicht gestattet, Fotos oder Videos von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen in ihrem privaten Umfeld zu machen oder solche Fotos oder Videos ohne die 
Zustimmung ihrer Eltern oder gesetzlichen Vertreter zu verbreiten. Es ist auch nicht 
gestattet, Fotos oder Videos von Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen in 
öffentlichen Räumen zu machen. Es ist erlaubt, Gruppenfotos von Teilnehmern der 
Erstkommunion, der Firmung, der Initiation von Erwachsenen, der Alphakurse und anderer 
ähnlicher Ereignisse im sakramentalen und katechetischen Leben der Kirche zur Erinnerung 
an dieses Ereignis zu machen. Mit schriftlicher Zustimmung der Eltern sind Einzelfotos von 
Kindern in Ferienlagern erlaubt. 

7.7 Vermeidbare Verhaltensweisen (Präventivnormen): 



7.7.1 unnötigen Körperkontakt mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen zu 
vermeiden. Wo ein solcher Kontakt (z. B. Umarmung) notwendig und angemessen ist, sollte 
er mit Diskretion und Zurückhaltung erfolgen. Wenn ein Minderjähriger oder 
schutzbedürftiger Erwachsener aus Freundlichkeit körperlichen Kontakt aufnimmt, ist eine 
angemessene, respektvolle und kurze Antwort zu geben; 

7.7.2 Vermeiden Sie es, allein mit einem Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen zu reisen, wenn eine Übernachtung erforderlich ist; 

7.7.3 Handlungen, die eine emotionale Bindung zu Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen fördern, sollten vermieden werden. Wird bei einem Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen eine stärkere emotionale Bindung als üblich beobachtet, die 
es schwierig macht, die erforderliche psychologische Distanz zu wahren, sollte der 
Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene an andere kompetente Personen 
verwiesen werden; 

7.7.4 Es sollte vermieden werden, Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
teure Geschenke zu machen. Sind solche Geschenke erforderlich, so werden sie mit Wissen 
der Eltern oder des gesetzlichen Vormunds des Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen gemacht. 

7.8 Obligatorische Präventivmaßnahmen: 

7.8.1 Die Verantwortlichen für Veranstaltungen müssen sicherstellen, dass Veranstaltungen 
für Minderjährige und schutzbedürftige Erwachsene (Sport, Spiele usw.) von einer 
ausreichenden Zahl verantwortlicher Erwachsener begleitet werden. Bei Sommerfreizeiten 
und ähnlichen Veranstaltungen müssen neben Geistlichen, Seminaristen und Ordensleuten 
auch Laien als Leiter fungieren; 

7.8.2 in Fällen, in denen auf Initiative der Kirche eine Betreuung oder dauerhafte soziale 
Unterstützung für benachteiligte Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene 
organisiert wird, müssen die an einer solchen Initiative beteiligten Personen nicht nur die 
schriftliche Zustimmung der Eltern oder Erziehungsberechtigten, sondern auch der 
zuständigen Behörden einholen; 

7.8.3 Wenn Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene reisen, müssen sie von einer 
ausreichenden Anzahl von erwachsenen Laien begleitet werden; 

7.8.4 Wenn regelmäßige persönliche Treffen mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen in der Seelsorge notwendig und unerlässlich sind, müssen deren Eltern oder 
Erziehungsberechtigte darüber informiert werden, dass solche Treffen stattfinden. Stehen 
der Unterrichtung der Eltern oder Erziehungsberechtigten Hindernisse im Wege, muss sich 
der Seelsorger mit seinem Vorgesetzten beraten; 

7.8.5 Die Privatsphäre und die Sicherheit von Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen muss in Umkleide- oder Duschräumen für Minderjährige oder schutzbedürftige 
Erwachsene gewährleistet sein. 

7.9 Antwortstandards: 



7.9.1 Reagieren auf glaubwürdige Informationen über kriminelles Verhalten gegenüber 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen: 

7.9.1.1 Eine Person, die Informationen über ein mögliches kriminelles Verhalten gegenüber 
einem Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen erhält, informiert so schnell wie 
möglich die verantwortlichen Personen, die Maßnahmen ergreifen müssen, um den 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen vor dem möglichen kriminellen 
Verhalten zu schützen, und unverzüglich die zuständige Leitung informieren. Bei Erhalt einer 
solchen Information muss die zuständige Leitung unverzüglich die Gültigkeit der Information 
überprüfen; 

7.9.1.2 Wenn sich herausstellt, dass die Informationen begründet sind und dass der 
Minderjährige oder der schutzbedürftige Erwachsene möglicherweise Opfer der in den 
Absätzen 7.5.1 bis 7.5.13 der Leitlinien genannten Straftaten wurde, muss die zuständige 
Behörde unverzüglich informiert werden: 

7.9.1.2.1 Maßnahmen ergreifen, um den Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen vor einer Bedrohung seiner Sicherheit zu schützen und die Möglichkeit 
weiterer Straftaten gegen ihn zu verhindern; 

7.9.1.2.2 dem Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen wird die erforderliche 
Unterstützung gewährt; 

7.9.1.2.3 die Polizei und/oder der Staatliche Dienst für den Schutz der Rechte des Kindes und 
der Adoption oder die von ihm beauftragte territoriale Dienststelle werden informiert; 

7.9.1.2.4 die Eltern oder andere gesetzliche Vertreter des Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen informiert werden; 

7.9.1.2.5 Der örtliche Ordnungsdienst wird über mögliche kriminelle Aktivitäten informiert. 
Falls die verdächtige Person unter die Zuständigkeit eines anderen Ordinarius fällt, muss der 
Ortsordinarius unverzüglich den Ortsordinarius informieren, unter dessen Zuständigkeit die 
verdächtige Person fällt; 

7.9.1.2.6 Solange die Ermittlungen laufen, wird die einer Straftat verdächtigte Person von 
allen Aufgaben im Zusammenhang mit der Arbeit mit Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen suspendiert, und es wird sichergestellt, dass die verdächtige 
Person keinen Kontakt mit dem potenziellen Opfer oder anderen Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen hat; 

7.9.1.2.7 mit den Ermittlungsbeamten zusammenarbeiten, indem sie für die Ermittlungen 
relevante Informationen zur Verfügung stellen; 

7.9.2 Reaktion auf begründete Hinweise auf eine unbefugte (wie in den Leitlinien 7.6.1 bis 
7.6.15 definiert) Behandlung eines Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen: 

7.9.2.1 Eine Person, die Informationen über mutmaßlich inakzeptables Verhalten gegenüber 
einem Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen erhält, informiert so schnell wie 
möglich die verantwortlichen Personen, die Maßnahmen ergreifen müssen, um den 



Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen vor dem inakzeptablen Verhalten zu 
schützen, und unverzüglich die zuständige Leitung informieren. Bei Erhalt einer solchen 
Information muss die zuständige Leitung unverzüglich die Gültigkeit der Information 
überprüfen; 

7.9.2.2 wenn festgestellt wird, dass wahrscheinlich eine der in Abschnitt 7.6 der Leitlinien 
aufgeführten Handlungen begangen wurde: 

7.9.2.2.1 Es werden unverzüglich Maßnahmen ergriffen, um das unerlaubte Verhalten zu 
beenden und den Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen vor einem solchen 
Verhalten zu schützen; 

7.9.2.2.2 Erforderlichenfalls wird dem/den Opfer(n) die notwendige Unterstützung gewährt; 

7.9.2.2.3 die Person, die eines inakzeptablen Verhaltens verdächtigt wird, wird während der 
Untersuchung oder Klärung der Umstände von allen Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Arbeit mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen suspendiert und darf keinen 
Kontakt mit ihnen haben; 

7.9.2.2.4 Befragung von Personen, die den Wahrheitsgehalt der Informationen über das 
inakzeptable Verhalten bekräftigen können. 

7.9.2.3 Wenn die Tatsache eines inakzeptablen Verhaltens bestätigt wird: 

7.9.2.3.1 die Eltern oder andere gesetzliche Vertreter des Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen informiert werden; 

7.9.2.3.2 der für den Zuwiderhandelnden zuständige Ordinarius ist zu informieren. Wenn die 
Person, gegen die verstoßen wurde, der Gerichtsbarkeit eines anderen Ordinarius 
untersteht, muss der Ortsordinarius unverzüglich den Ortsordinarius informieren, unter 
dessen Gerichtsbarkeit die Person steht, gegen die verstoßen wurde; 

7.9.3 Reagieren mit glaubwürdigen Informationen über mögliches Fehlverhalten in Bezug auf 
die Anforderungen zur Vermeidung der in den Abschnitten 7.7.1 bis 7.7.4 der Leitlinien 
dargelegten Verhaltensweisen: 

7.9.3.1 eine Person, die ein Vermeidungsverhalten gegenüber einem Minderjährigen oder 
schutzbedürftigen Erwachsenen beobachtet oder über entsprechende Informationen 
verfügt, erinnert die Person, der die Straftat vorgeworfen wird, an ihre Pflicht, die 
Anforderungen dieser Leitlinien einzuhalten. Wenn der mutmaßliche Täter die 
Anforderungen der Leitlinien weiterhin nicht erfüllt, informieren Personen, die einen Vorfall 
vermeidbarer Behandlung eines Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
beobachten oder über begründete Informationen über ein solches wiederkehrendes 
Verhalten verfügen, die verantwortlichen Personen, die unverzüglich die Stichhaltigkeit der 
Informationen überprüfen; 

7.9.3.2 Bei bestätigter wiederholter Nichteinhaltung der in den Abschnitten 7.7.1 bis 7.7.4 
des Leitfadens genannten Anforderungen ist die zuständige Leitung zu informieren. Nach 
Erhalt dieser Informationen: 



7.9.3.2.1 den Zuwiderhandelnden warnen; 

7.9.3.2.2 die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um künftiges Fehlverhalten zu 
verhindern. 

7.10 Programme zur Schaffung eines sicheren Umfelds und zur Vorbeugung von sexuellem 
Missbrauch sowie deren Umsetzung: 

7.10.1 Jede Diözese soll Bildungsprogramme zur Schaffung eines sicheren Umfelds 
entwickeln und sicherstellen. Diese Programme werden von kompetenten Personen in 
Zusammenarbeit mit Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen, ihren Eltern und 
Vormündern, Mitgliedern des Klerus, Mitgliedern von Instituten des gottgeweihten Lebens 
oder Gesellschaften des apostolischen Lebens und anderen in der Kirche tätigen Personen 
durchgeführt. Die Programme werden entsprechend dem Alter der Teilnehmer konzipiert 
und durchgeführt; 

7.10.2 Ziel dieser Programme ist es, das Bewusstsein für das Wesen und die 
Erscheinungsformen des sexuellen Missbrauchs sowie für die Möglichkeiten seiner 
Erkennung zu schärfen. Sie soll einen Einblick in die Art der Handlungen geben, die eine 
Person mit pädophilen Neigungen vornimmt, um ein potenzielles Opfer zu verführen und 
das Vertrauen seiner Angehörigen zu gewinnen. Außerdem wird erläutert, wie der Verdacht 
auf sexuellen Missbrauch am besten an die zuständigen staatlichen und kirchlichen 
Behörden gemeldet werden kann. 

 

8. BEWUSSTSEINSBILDUNG UND ENTWICKLUNG VON GEMEINSCHAFTEN 

8.1 Die Kirche ist bestrebt, dem Verbrechen des sexuellen Missbrauchs wirksam 
vorzubeugen, ein sicheres Umfeld zu schaffen und denjenigen, die sexuell missbraucht 
wurden, seelsorgerische Unterstützung zu gewähren. Um diese Ziele zu erreichen, 
verpflichtet sich die Kirche, die Mitglieder von Kirchengemeinden, Schulen und anderen 
Gemeinschaften zu sensibilisieren und zu erziehen, sie über die Grundsätze des Umgangs mit 
Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen zu informieren und ihnen ein sicheres 
Umfeld zu bieten. 

8.2 Informationen über die Verhütung von sexuellem Mißbrauch werden im regulären 
Unterricht, in besonderen Vorträgen und Kursen sowie in besonderen 
Versöhnungsgottesdiensten, Gebeten, thematischen Predigten und Anrufungen des 
Weltgebetes verbreitet. 

 

9. HILFE FÜR OPFER VON SEXUELLER AUSBEUTUNG 

9.1 Die Kirche hat in der Person des Bischofs oder seines Beauftragten stets ein offenes Ohr 
für die Opfer sexuellen Missbrauchs und ihre Familienangehörigen und bietet ihnen 
geistliche und psychologische Unterstützung an. Die Vertreter der Diözese müssen sich 



bemühen, auf die Opfer und ihre Familienangehörigen zuzugehen, um ihnen ein offenes Ohr 
zu schenken und geistliche und psychologische Unterstützung anzubieten. 

9.2 Die vorrangigen Pflichten der Kirche gegenüber den Opfern sexuellen Missbrauchs 
bestehen darin, sie zu schützen, für sie zu sorgen und ihre Wunden zu heilen. 

9.3 Die Diözesen müssen sich bemühen, jede Person zu erreichen, die als Minderjährige oder 
als schutzbedürftige Erwachsene sexuell missbraucht wurde, sei es jetzt oder vor vielen 
Jahren. Die Diözesen können diesen Personen Beratung, geistliche Unterstützung, die 
Teilnahme an einer Selbsthilfegruppe oder andere soziale Dienste anbieten, die zwischen der 
Diözese und dem Überlebenden vereinbart werden. 

9.4 Der Bischof oder sein Beauftragter sollte anbieten, sich mit dem Opfer oder seinen 
Familienangehörigen zu treffen und sich geduldig und mitfühlend die Erfahrungen und 
Sorgen des Opfers anzuhören. 

9.5 Während und nach der Untersuchung prüft der Bischof oder sein Beauftragter, wie den 
Betroffenen geholfen werden kann: den Opfern und ihren Familien, den 
Familienangehörigen des Beschuldigten, den Ordensgemeinschaften und Pfarreien, in denen 
der Verdächtige oder Beschuldigte gelebt hat, sowie den Menschen, mit denen oder für die 
er gearbeitet hat. Es wird entschieden, wie sie angemessen informiert werden können, 
welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, um den von dem Ereignis betroffenen 
Menschen zu helfen, sei es durch Beratung oder andere Formen der seelsorgerischen 
Betreuung, und wie im Lichte der Ergebnisse des Prozesses angemessen reagiert werden 
kann, um dazu beizutragen, die Spannungen und möglichen Konfrontationen zu bewältigen, 
die entstehen können. 

 

10. ÜBERWACHUNG UND SEELSORGERISCHE BETREUUNG VON VERDÄCHTIGEN UND 
BESCHULDIGTEN DER SEXUELLEN AUSBEUTUNG VON MINDERJÄHRIGEN UND 
SCHUTZBEDÜRFTIGEN ERWACHSENEN 

10.1 Die Kirche kümmert sich um alle Geistlichen, Mitglieder von Instituten des geweihten 
Lebens oder Gesellschaften des apostolischen Lebens und andere Personen im Dienst der 
Kirche, die der sexuellen Ausbeutung von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen verdächtigt, beschuldigt oder verurteilt werden. Sie verfolgt dabei zwei 
Hauptziele: 

10.1.1 sicherzustellen, dass jede seelsorgerische Tätigkeit der Kirche glaubwürdig ist, 
Minderjährige und schutzbedürftige Erwachsene nicht gefährdet und ein angemessenes 
sicheres Umfeld ermöglicht; 

10.1.2 einen verdächtigten, beschuldigten oder verurteilten Kleriker, ein Mitglied eines 
Instituts des geweihten Lebens oder einer Gesellschaft des apostolischen Lebens oder eine 
Person im kirchlichen Dienst seelsorgerisch zu betreuen. Ziel dieser Hilfe ist es, der 
verdächtigten, beschuldigten oder verurteilten Person, sofern sie schuldig ist, zu helfen, ein 
aufrichtiges Schuldbekenntnis abzulegen, sich der Strafe und der Reue zu unterziehen, sich 



geistig zu bekehren und, soweit möglich, Versöhnung zu erreichen. Die Straftäter sollten zu 
einer Therapie ermutigt und überwiesen werden und verpflichtet werden, sich strikt an 
einen individuellen Sicherheitsplan zu halten. 

 

11. MASSNAHMEN ZUR ÜBERWACHUNG UND RECHENSCHAFTSPFLICHT 

11.1 Um die sexuelle Ausbeutung von Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
wirksam zu verhindern und die Leitlinien umzusetzen, wird bei der Litauischen 
Bischofskonferenz ein Rat für den Schutz von Minderjährigen und schutzbedürftigen 
Erwachsenen (im Folgenden: Rat) eingerichtet, der die Überwachung übernimmt. 

11.2 Die Zusammensetzung des Rates wird von der Litauischen Bischofskonferenz auf ihrer 
Plenartagung genehmigt. 

11.3 Die Amtszeit der Mitglieder des Rates beträgt drei Jahre. 

11.4 Der Rat wählt aus den Reihen seiner Mitglieder einen Ratskoordinator für die Dauer 
seiner Amtszeit. 

11.5 Der Rat ist keine juristische Person im Sinne der Gesetze der Republik Litauen und übt 
keine wirtschaftlichen oder finanziellen Tätigkeiten aus. 

11.6 Die Beschlüsse des Rates werden mit einfacher Mehrheit oder durch Konsens gefasst. 

11.7 Der Rat überwacht diözesane Initiativen und Methoden zur Umsetzung der Leitlinien 
sowie die Verfügbarkeit von Informationen in den Diözesen; 

11.8 Der Rat legt der Litauischen Bischofskonferenz einmal im Kalenderjahr einen Bericht 
über den Schutz von Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen vor. 

 

12. ENGAGEMENT DER BISCHÖFE 

Jeder Ortsordinarius in Litauen setzt sich aufrichtig dafür ein, dass die ihm anvertraute 
Diözese diese Leitlinien umsetzt und ein möglichst sicheres Umfeld für alle Minderjährigen 
und schutzbedürftigen Erwachsenen schafft. Um dieses Ziel zu erreichen, können diese 
Leitlinien bei Bedarf geändert oder ergänzt werden, wobei Änderungen der Dekrete des 
Heiligen Stuhls oder der Gesetze der Republik Litauen zu berücksichtigen sind. Änderungen 
an den Bestimmungen der Leitlinien ändern nichts an ihrem Hauptziel, das darin besteht, 
alle in den Leitlinien vorgesehenen Maßnahmen zu ergreifen, um das Risiko der sexuellen 
Ausbeutung von Minderjährigen und schutzbedürftigen Erwachsenen in den Strukturen der 
katholischen Kirche in Litauen zu vermeiden. 

 

13. VERFAHREN NACH EINER MELDUNG VON SEXUELLEM MISSBRAUCH 

13.1 Allgemeines: 



13.1.1 Die Kirche betrachtet die sexuelle Ausbeutung von Minderjährigen und 
schutzbedürftigen Erwachsenen als eine schwere Sünde, die eine unmissverständliche 
disziplinarische Reaktion auf diejenigen erfordert, die derartige Handlungen begangen 
haben. Sie ist überzeugt, dass sowohl der Täter als auch die gesamte kirchliche Gemeinschaft 
sich auf eine heilende Arbeit der Buße einlassen sollten, und dass alle Anstrengungen 
unternommen werden sollten, um sicherzustellen, dass sich solche Fälle in Zukunft nicht 
wiederholen. 

13.1.2 Zweck dieser Verfahren ist es, zum Schutz der Menschenrechte und Freiheiten 
Straftaten gründlich und unverzüglich aufzudecken, die Opfer zu schützen und die 
Anforderungen des kirchlichen Rechts und der Gesetze der Republik Litauen angemessen 
anzuwenden, damit die Wunden geheilt, der Täter gerecht bestraft und Unschuldige nicht 
verurteilt werden können. 

13.1.3 Diese Verfahrensnormen sind anwendbar, wenn eine Anzeige (notitia criminis, notitia 
de delicto) wegen sexuellen Missbrauchs durch ein Mitglied des Klerus, ein Mitglied eines 
Instituts des geweihten Lebens oder einer Gesellschaft des apostolischen Lebens oder eine 
andere Person im Dienst der Kirche oder wegen eines Verstoßes gegen die in den Leitlinien 
geregelten Verhaltensnormen vorliegt (siehe Kapitel 7 der Leitlinien). 

13.1.4 Es gibt drei Gruppen schutzbedürftiger Erwachsener: Menschen mit einer geistigen 
Behinderung, Menschen mit einer körperlichen Behinderung und Menschen, die sich nicht 
wehren können. 

13.1.5 Die zuständigen Dikasterien des Heiligen Stuhls entscheiden über Sexualdelikte, die 
von Mitgliedern des Klerus, der Institute des geweihten Lebens oder der Gesellschaften des 
apostolischen Lebens an Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen begangen 
werden, gemäß den vom Kirchenrecht vorgesehenen Verfahren. 

13.1.6 Entscheidungen über Sexualdelikte an Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen, die von anderen Personen im Dienst der Kirche begangen wurden, werden 
vom Ortsordinarius getroffen. 

13.1.7 Vorbeugende Maßnahmen, Bußgelder und strafrechtliche Sanktionen für andere 
Sexualstraftaten, die von Geistlichen an Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen begangen wurden, oder für Straftaten gegen ihre Sicherheit werden gemäß 
can. 1339 und 1395. 

13.1.8 Die kanonische Voruntersuchung muss so schnell wie möglich eingeleitet und 
abgeschlossen werden und ist den Betroffenen so klar wie möglich zu erläutern. 

13.2 Verfahren für die kanonische Voruntersuchung: 

13.2.1 Der Bericht und seine Bewertung: 

13.2.1.1 Die Quelle der Kenntnisse kann sein : 

- das mutmaßliche Opfer; 

- ein Vertreter des mutmaßlichen Opfers; 



- öffentliche Behörden; 

- andere Personen, die behaupten, über die berichteten Fakten gut informiert zu sein; 

- die Medien (einschließlich sozialer Netzwerke usw.); 

- anonyme Quellen; 

- Sonstiges. 

13.2.1.2 Die in der Beichte empfangene Botschaft ist ein Geheimnis des Bußsakramentes, 
und der Beichtvater muß in der Beichte versuchen, den Pönitenten dazu zu bewegen, die 
Botschaft den zuständigen Personen mitzuteilen. 

13.2.1.3 Es ist die Pflicht des Ortsordinarius, der für die Person zuständig ist, über die die 
Informationen eingegangen sind, oder, falls es sich nicht um denselben Ortsordinarius 
handelt, für die Person, in deren Zuständigkeitsbereich die Handlungen, die zu den 
Informationen geführt haben, vorgenommen wurden. In einem solchen Fall müssen die 
beiden örtlichen Ordinariate zusammenarbeiten und festlegen, wer von ihnen die 
Voruntersuchung durchführt, um einen Kompetenzkonflikt zu vermeiden. 

13.2.1.4 Geht eine Anzeige bei einem anderen Ortsordinarius ein, so unterrichtet er/sie so 
bald wie möglich den Ortsordinarius des Ortes, an dem das mutmaßliche Vergehen 
stattgefunden hat, und den Ortsordinarius der Person, über die die Anzeige eingegangen ist. 

13.2.1.5 Erhält ein kirchlicher Vorgesetzter Informationen darüber, dass ein Minderjähriger 
oder ein schutzbedürftiger Erwachsener von einem lateinischen Bischof missbraucht worden 
ist, wird die Untersuchung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Kirchenrechts 
durchgeführt. 

13.2.1.6 Bei der Bewertung der Zuverlässigkeit der Informationen kann der Ortsordinarius 
einen Diözesanbeauftragten einsetzen. 

13.2.1.7 Bei der Bewertung der Zuverlässigkeit der Kenntnisse sind alle möglichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Verbreitung von Informationen zu verhindern, die der 
Untersuchung des Ereignisses oder dem Ruf der beteiligten Personen schaden könnten. 

13.2.1.8 Entscheidet der Ordinarius, dass die Nachricht zumindest nicht glaubwürdig ist, wird 
keine Voruntersuchung eingeleitet. 

13.2.1.9 Entscheidet der Ordinarius, dass der Bericht zumindest glaubwürdig (saltem 
verisimilis) ist, so gilt Absatz 7.9 der Leitlinien. Entscheidet der Ordinarius, dass die Kenntnis 
zumindest wahrscheinlich ist, kann er die in can. vorgesehenen Maßnahmen anwenden. 
1722. 

13.2.1.10 Wenn die Meldung zumindest wahrscheinlich ist, kann der Ordinarius kompetente 
Laien mit der Durchführung einer Voruntersuchung beauftragen oder eine Kommission unter 
der Leitung eines von ihm ernannten Delegierten einrichten. 

13.2.1.11 Wird eine Kommission eingesetzt, muss ihr mindestens ein vom Ortsordinarius 
ausgewählter Laie mit Erfahrung in Psychologie, Recht und Kinderschutz angehören. 



13.2.1.12 Wenn die Nachricht mündlich oder auf andere informelle Weise empfangen wird, 
muss darauf geachtet werden, dass sie schriftlich festgehalten wird. Stammt die Nachricht 
aus einer anonymen Quelle, wird sie bewertet und, wenn möglich, korrigiert. 

13.2.1.13 Besteht kein Grund zu der Annahme, dass die Anzeige zumindest plausibel ist, darf 
keine Voruntersuchung eingeleitet werden; eine solche Entscheidung darf jedoch nur dann 
getroffen werden, wenn es offensichtlich ist, dass es nicht möglich ist, in Übereinstimmung 
mit den Normen des kanonischen Rechts zu handeln. In einem solchen Fall werden die 
Gründe für die Entscheidung schriftlich festgehalten, und die gesamte Dokumentation des 
Vorfalls wird in den geheimen Archiven der Kurie aufbewahrt. 

13.2.1.14 Ist der Fall öffentlich und zweifelsfrei geklärt (z. B. durch die Ergebnisse einer 
staatlichen Untersuchung, ein Geständnis der Person usw.), kann die Voruntersuchung 
entfallen. 

13.2.1.15 Wenn zumindest der Verdacht besteht, dass ein Minderjähriger oder ein 
schutzbedürftiger Erwachsener von einer im kirchlichen Dienst stehenden Person sexuell 
missbraucht wurde, informiert der Ortsordinarius unverzüglich die staatlichen Behörden und 
leitet parallel dazu seine eigene kirchenrechtliche Untersuchung ein. 

13.2.1.16 Die mit der Untersuchung betrauten Personen sind an die Schweigepflicht 
gebunden, aber weder die Person, die die Anzeige erstattet hat, noch das mutmaßliche 
Opfer oder die Zeugen können zum Schweigen verpflichtet werden. 

13.2.1.17 Die Vorermittlungen werden unabhängig von den behördlichen Ermittlungen 
durchgeführt, jedoch unbeschadet der Normen des weltlichen Rechts. 

13.2.1.18 Wenn gleichzeitig eine staatliche Untersuchung durchgeführt wird und es für 
angebracht gehalten wird, die Ergebnisse dieser Untersuchung abzuwarten, muss der 
Ortsordinarius die Kongregation für die Glaubenslehre zu seiner Entscheidung konsultieren, 
von der Einleitung einer Voruntersuchung abzusehen. 

13.2.1.19 Stellt der Ortsordinarius fest, daß eine mögliche strafbare Handlung, von der er 
Kenntnis erhalten hat, nach den geltenden Rechtsnormen der Kirche verjährt ist, so führt er 
eine Voruntersuchung durch und teilt das Ergebnis dieser Untersuchung zusammen mit 
einer begründeten Stellungnahme über die Nichtanwendung der Verjährungsfrist der 
Kongregation für die Glaubenslehre mit, die das Recht hat, sie zu billigen oder abzulehnen. 

13.2.2 Fortschritt der kanonischen Voruntersuchung: 

13.2.2.1 Nachdem der örtliche Ordinarius die erhaltenen Informationen an die 
Voruntersuchungsbehörden weitergeleitet hat, befolgt er die Anweisungen der 
Voruntersuchungsbehörde. 

13.2.2.2 Im Verlauf der Untersuchung sind die einschlägigen Hinweise im Vademecum zu 
beachten. 

13.2.3 Einleitung einer vorkanonischen Untersuchung: 



13.2.3.1 Die vorkanonische Untersuchung beginnt, wenn der Ortsordinarius per Dekret 
beschließt, eine vorkanonische Untersuchung einzuleiten und einen Delegierten und einen 
Notar ernennt. 

13.2.3.2 In Fällen, in denen die Gesetze der Republik Litauen die Verpflichtung vorsehen, 
einen Verdacht auf eine Straftat den Strafverfolgungsbehörden zu melden, ist der 
Übermittler der Nachricht in einer unterzeichneten Erklärung darüber zu informieren. 

13.2.3.3 Die auskunftserteilende Person oder das mutmaßliche Opfer kann beantragen, dass 
ein Notar bei dem Treffen mit dem Delegierten nicht anwesend ist. 

13.2.3.4 Im Rahmen der kanonischen Voruntersuchung werden die Daten ermittelt, die für 
diese Phase der Untersuchung erforderlich sind, um den Sachverhalt und die Umstände zu 
rekonstruieren, auf denen die Anschuldigung beruht: 

13.2.3.4.1 allgemeine Informationen über die mutmaßlichen Opfer, ergänzt durch eine erste 
Bewertung des mutmaßlichen physischen, psychischen und moralischen Schadens; 

13.2.3.4.2 die Anzahl und den Zeitpunkt der Verstöße; 

13.2.3.4.3 mögliche Verbindungen mit dem sakramentalen Forum internum; 

13.2.3.4.4 andere Straftaten, die der Person vorgeworfen werden, sowie problematische 
Tatsachen aus der Biografie und den persönlichen Eigenschaften der Person; 

13.2.3.4.5 Zeugenaussagen und Dokumente jeglicher Art und Herkunft (einschließlich der 
Ergebnisse einer Untersuchung oder eines behördlichen Verfahrens), die zur Klärung der 
Umstände der Anschuldigung und zur Bestätigung ihrer Glaubwürdigkeit von tatsächlichem 
Wert sein können. 

13.2.3.5 Die Person, die die Voruntersuchung durchführt, trägt die Daten in das im Anhang 
zum Vademecum vorgesehene Formular ein. 

13.2.3.6 Die Person, die die Voruntersuchung durchführt, unterrichtet die Person, die die 
Anzeige erstattet hat, über den Ablauf der kanonischen Voruntersuchung und sichert der 
Person, die die Anzeige erstattet hat, zu, dass alle Informationen nach den Grundsätzen der 
Vertraulichkeit behandelt werden. Die Person wird auch darüber informiert, dass die Kirche 
diese Vertraulichkeit nicht garantieren kann, wenn die Untersuchungsunterlagen von einer 
Behörde aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung eingezogen oder beschlagnahmt 
werden. 

13.2.3.7 Der Ordinarius entscheidet, wann und auf welche Weise er den Beschuldigten über 
die gegen ihn erhobenen Vorwürfe informiert. 

13.2.3.8 Die Person, die die Voruntersuchung durchführt, teilt dem Beschuldigten mit, dass 
er nicht versuchen darf, mit dem mutmaßlichen Opfer oder der Person, die die 
Informationen geliefert hat, persönlich in Kontakt zu treten. Die Identität des mutmaßlichen 
Opfers oder des Nachrichtenübermittlers wird dem Beschuldigten in diesem Stadium nicht 
bekannt gegeben. 



13.2.4 Feststellung der Tatsachen, Umstände und Kapazitäten: 

13.2.4.1 Der Ordinarius nutzt die in den Abschnitten 13.2.1.9 und 13.2.1.10 der Leitlinien 
dargelegten Möglichkeiten zur Durchführung einer Voruntersuchung. 

13.2.4.2 Wenn der Ordinarius eine Kommission eingesetzt oder kompetente Laien zur 
Durchführung der kanonischen Voruntersuchung herangezogen hat, muss der Delegierte bei 
der ersten Begegnung mit ihnen die Nachricht und, falls vorhanden, die Antwort der Person, 
die Gegenstand der Nachricht war, sowie die Entscheidungen des Ordinarius zur Kenntnis 
nehmen. 

13.2.4.3 Der Zweck der Arbeit einer solchen Kommission oder der hinzugezogenen Laien 
besteht darin, die Umstände des Falles zu untersuchen und zu beurteilen, ob ernsthafte 
Zweifel oder Unklarheiten bestehen oder ob weitere Informationen in Bezug auf die 
Nachricht erforderlich sind. 

13.2.4.4 Die Mitglieder der Kommission oder hinzugezogene Laien geben entsprechend ihrer 
Sachkenntnis eine Bewertung der Umstände der Meldung ab, die in das Protokoll 
aufgenommen wird. Die Kommissionsmitglieder oder die beteiligten Laien klären und 
formulieren Fragen, die erforderlichenfalls während des Treffens mit der Person, die die 
Anzeige erstattet hat, dem mutmaßlichen Opfer oder der Person, über die die Anzeige 
erstattet wurde, gestellt werden können. 

13.2.4.5 Das beabsichtigte Opfer oder die Person, über die die Nachricht eingegangen ist, 
kann eine unterstützende Person zu dem Treffen mitbringen. 

13.2.4.6 Alle Sitzungen werden aufgezeichnet und, falls erforderlich, auf Ton und/oder Video 
festgehalten. 

13.2.5 Treffen mit dem mutmaßlichen Opfer: 

13.2.5.1 Diejenigen, die eine vorkanonische Untersuchung durchführen, dürfen sich nicht mit 
Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen treffen, ohne dass ein Elternteil oder 
Erziehungsberechtigter anwesend ist. An einem solchen Gespräch mit einem Minderjährigen 
oder schutzbedürftigen Erwachsenen müssen nicht nur der Delegierte, die Eltern oder der 
Vormund des Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen teilnehmen, sondern 
auch eine Person, die als qualifizierter Psychologe anerkannt ist. 

13.2.5.2 Wenn der schutzbedürftige Erwachsene keinen Vormund hat, kann er eine Person 
seines Vertrauens zu dem Treffen einladen. 

13.2.5.3 Vor einem Treffen mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen Erwachsenen 
besprechen alle Teilnehmer des Treffens, ob auch eine Audio- und/oder Videoaufzeichnung 
des Treffens notwendig ist. Stimmt mindestens einer der Sitzungsteilnehmer der Audio- 
und/oder Videoaufzeichnung nicht zu, wird die Sitzung nur schriftlich aufgezeichnet. 

13.2.5.4 Der Zweck des Treffens besteht darin, sich zu informieren: 

13.2.5.4.1 Was genau ist passiert? 



13.2.5.4.2 Wann genau ist es passiert? 

13.2.5.4.3 Was hat sie veranlasst, jetzt darüber zu sprechen? 

13.2.5.4.4 Was wird von dieser Forschung erwartet? 

13.2.5.4.5 Welches sind die wichtigsten Bedürfnisse des mutmaßlichen Opfers und wie 
können sie erfüllt werden? 

13.2.5.4.6 Wer wurde bereits über den Fall informiert und wann? 

13.2.5.4.7 sonstige für die Untersuchung relevante Umstände. 

13.2.5.5 Zu Beginn des Gesprächs wird das mutmaßliche Opfer aufgefordert, über den 
Vorfall zu berichten. 

13.2.5.6 Nach dem Verlesen des Protokollentwurfs können alle Teilnehmer Kommentare 
abgeben. Die endgültige Fassung des Sitzungsprotokolls wird von allen Teilnehmern 
unterzeichnet. 

13.2.5.7 Nach dem Gespräch wird das mutmaßliche Opfer darüber informiert, wann und auf 
welche Weise es über die nächsten Schritte der Untersuchung unterrichtet werden wird. 

13.2.5.8 Das Protokoll der Sitzung wird dem Ordinarius übermittelt. 

13.2.6 Treffen mit der Person, über die die Informationen eingegangen sind: 

13.2.6.1 Nach dem Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer wird eine Bewertung 
vorgenommen und es werden Fragen für die weitere Untersuchung formuliert. 

13.2.6.2 Mit der Person, über die die Informationen eingegangen sind, kann ein Gespräch 
geführt werden, um für die Untersuchung nützliche Informationen zu erhalten und um 
beweisbare Umstände festzustellen. 

13.2.6.3 Kommt es zu einem Gespräch mit der Person, über die die Informationen 
eingegangen sind, wird diese darüber informiert, dass für sie bis zum Beweis ihrer Schuld in 
den Augen des Kirchenrechts die Unschuldsvermutung gilt. Die Person, über die die 
Informationen eingegangen sind, wird aufgefordert, sich vor denjenigen, die die kanonische 
Voruntersuchung durchführen, zu erklären. 

13.2.6.4 Weigert sich die unterrichtete Person, an der Sitzung teilzunehmen, so wird ihr die 
Möglichkeit gegeben, eine schriftliche Antwort auf die ihr gestellten Fragen einzureichen; 
möchte sie nicht an der Sitzung teilnehmen, so wird die Untersuchung dennoch fortgesetzt. 

13.2.6.5 Die Person, über die die Informationen eingegangen sind, kann sich von einem 
Rechtsbeistand ihrer Wahl unterstützen lassen. Die Person, über die die Informationen 
eingegangen sind, braucht keinen Eid zu leisten. 

13.2.6.6 Die Antworten des Hinweisgebers werden im Protokoll festgehalten und von allen 
Anwesenden unterzeichnet. 



13.2.6.7 Nach der Sitzung wird die Person, über die die Informationen eingegangen sind, 
darüber informiert, dass sie über den weiteren Verlauf der Untersuchung unterrichtet wird 
und ihr das Sitzungsprotokoll zugestellt wird. 

13.2.7 Abschluss der vorkanonischen Untersuchung: 

13.2.7.1 Die Voruntersuchung ist abgeschlossen, wenn genügend Material 
zusammengetragen wurde, um die begründete Vermutung zuzulassen, dass der 
Minderjährige oder schutzbedürftige Erwachsene das mutmaßliche Opfer ist und/oder die 
Person, über die die Informationen eingegangen sind, rechtswidrige Handlungen begangen 
hat. Eine kanonische Voruntersuchung ist ebenfalls abgeschlossen, wenn genügend Material 
zusammengetragen wurde, um die begründete Vermutung zuzulassen, dass der 
Minderjährige oder der schutzbedürftige Erwachsene nicht das mutmaßliche Opfer ist 
und/oder die Person, über die die Informationen eingegangen sind, keine rechtswidrigen 
Handlungen begangen hat. Es sollten alle Anstrengungen unternommen werden, um eine 
kanonische Voruntersuchung so schnell wie möglich durchzuführen. 

13.2.7.2 Der Untersuchungsbeauftragte fasst die Ergebnisse der vorkanonischen 
Untersuchung zusammen und schreibt seine Bewertung, wobei er die Gründe für die 
Bewertung erläutert. Nach der Erstellung dieser Bewertung übermittelt der 
Untersuchungsbeauftragte sie und alle Unterlagen der Voruntersuchung an den Ordinarius. 

13.2.7.3 Der Ordinarius gibt durch sein Dekret den Abschluß der kanonischen Untersuchung 
bekannt, schreibt sein Votum über die Ergebnisse der Untersuchung, macht gegebenenfalls 
Vorschläge für das weitere Vorgehen und sendet beglaubigte Abschriften dieser Dokumente 
an die Kongregation für die Glaubenslehre. 

13.2.7.4 Der Untersuchungsbeauftragte informiert das Opfer über den Verlauf und die 
Schlussfolgerungen der Untersuchung. 

13.2.7.5 Bei der Entscheidung, ob die Person, die unterrichtet wurde, über den Abschluss der 
Untersuchung informiert werden soll, sind die einschlägigen Hinweise im Vademecum zu 
beachten. 

13.2.7.6 Handelt es sich bei der Person, über die die Informationen eingegangen sind, um 
einen Laien, wird das Material der Voruntersuchung nicht an die Glaubenskongregation 
geschickt, sondern es wird sofort ein Strafverfahren gemäß den Bestimmungen von can. 
1720. 

13.2.7.7 Die Kongregation für die Glaubenslehre teilt dem Ordinarius nach sorgfältiger 
Prüfung der übermittelten Dokumente mit, welche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

13.3 Weiterer Verlauf des Falles: 

13.3.1 Der Ordinarius bestimmt nach Erhalt der Anweisungen der Kongregation für die 
Glaubenslehre durch Dekret die zu ergreifenden Maßnahmen. 

13.3.2 Disziplinarmaßnahmen ohne Strafcharakter sind in Punkt 78 des Vademecums 
definiert und aufgeführt. 



13.3.3 Das Opfer hat das Recht, an den kanonischen Verfahren des Falles teilzunehmen. 

13.3.4 Beschließt der Ordinarius die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens gemäß can. 
1720, so richtet er sich nach dem Vademecum 91-129. 

13.3.5 Wenn der Ordinarius beschließt, ein gerichtliches Strafverfahren gemäß can. 1721-
1728, er orientiert sich am Vademecum 87-90. 

13.3.6 Das Verwaltungsverfahren endet mit der Strafverfügung des Ordinarius, das 
gerichtliche Strafverfahren mit dem Urteil. 

13.3.7 Nach Abschluss des Strafverfahrens werden die gesetzlich vorgesehenen Rechtsmittel 
eröffnet. 

13.3.8 Nach Abschluss des außergerichtlichen Straf-/Verwaltungsverfahrens besteht die 
Möglichkeit, gegen die strafrechtliche Entscheidung Rechtsmittel einzulegen. 

13.3.9 Der Ordinarius fordert, soweit er dazu befugt ist, den Täter auf, dem Opfer und der 
kirchlichen Gemeinschaft Wiedergutmachung zu leisten. 

13.3.10 Stellt sich im Laufe des kanonischen Verfahrens heraus, dass der Beschuldigte die 
Straftat nicht begangen hat, so ergreift der Ordinarius die erforderlichen Maßnahmen zur 
Wiederherstellung des guten Leumunds des Beschuldigten. 

13.3.11 Alle Akten werden in den geheimen Archiven der Kurie aufbewahrt. 

13.4 Vertraulichkeit und Weitergabe von Informationen: 

13.4.1 Im Rahmen einer Voruntersuchung ist die Verbreitung von Informationen, die der 
Untersuchung selbst und dem Ansehen der Person, über die die Informationen erlangt 
wurden, schaden könnten, zu vermeiden, und die Personen, die die Voruntersuchung 
durchführen, sind an das Berufsgeheimnis gebunden. 

13.4.2 In Übereinstimmung mit can. 1455 § 3 kann der Richter die Sachverständigen, die 
Parteien und ihre Anwälte oder Bevollmächtigten zur Verschwiegenheit verpflichten, darf 
dabei aber nicht gegen Punkt 13.2.1.16 der Leitlinien verstoßen. 

13.4.3 Bei der Veröffentlichung von Informationen sind die in den Nummern 45 bis 46 des 
Vademecums aufgeführten Hinweise zu beachten. 

13.4.4 In allen Fällen muss sichergestellt werden, dass die mit der Untersuchung betrauten 
Personen keine Informationen preisgeben, die zur Identifizierung von Minderjährigen und 
schutzbedürftigen Erwachsenen führen könnten, die an dem Verfahren beteiligt sind. 

13.4.5 In allen Fällen sind Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Zeugen und 
Vertrauenspersonen der Opfer keine Informationen preisgeben, durch die an dem Verfahren 
beteiligte Minderjährige und schutzbedürftige Erwachsene identifiziert werden könnten. 


